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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II Referat für Wirtschaft und Finanzen II/298/2014 
 
Bewertung der Arbeitsergebnisse des Jobcenters Erlangen 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 09.04.2014 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Der als Anlagen beigefügte Schriftverkehr wird den Mitgliedern des Haupt-, Finanz- und Personal-
ausschuss zur Kenntnis gegeben.  
 
 
Anlagen:  
Anlage 1: Schreiben der Stadtverwaltung vom 07.03.2013 an das StMAS 
Anlage 2: Antwortschreiben des StMAS vom 31.03.2014 mit Anlagen (18 Seiten) 
Anlage 3: Stellungnahme der GGFA AöR zum Schreiben des StMAS 
Anlage 4: Protokollvermerk aus der 2. Sitzung des HFPA zum Sachstandsbericht der GGFA AöR 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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I.  
 Stadt Erlangen 

 

Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und 
Soziales, Familie und Integration 
Herrn Ministerialrat 
Jochen Schumacher 
80792 München 

 Der Oberbürgermeister 
 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
Postfach 3160, 91051 Erlangen 
Telefon 0 91 31 / 86 22 00 
Telefax 0 91 31 / 86 21 12 
E-Mail stadt@stadt.erlangen.de 
Internet http://www.erlangen.de 
Az. II 

 07. März 2014 
 

Bewertung der Arbeitsergebnisse der GGFA 

 
Sehr geehrter Herr Ministerialrat Schumacher, 
ich beziehe mich auf Ihr Schreiben vom 16. Juli 2013 zur Risikoeinschätzung der Trägerkonstrukti-
on (Ihr Zeichen: I 3/6074.04-1/248) sowie das vergangene Woche mit Ihnen geführte Telefonat.  
Die Aufgabenerledigung und Struktur von Job-Center und Maßnahmeträger wurde am 29. Januar 
2014 in unserer Haupt-, Finanz- und Personalausschuss-Sitzung beraten (die Beschlussfassung 
zur zukünftigen Struktur soll am 27. März 2014 erfolgen).  
In einer weiteren Sitzung am 19. Februar 2014 wurde der GGFA-Sachstandsbericht per Dezember 
2013 zur Aufgabenerledigung im Job-Center aufgelegt. Themenschwerpunkte waren die Darstel-
lung der Grundlagen zur Zielvereinbarung 2014 und eine Stellungnahme des GGFA-Vorstandes zu 
den Kennzahlenergebnissen in Bezug auf Ihre kritischen Aussagen vom Sommer 2013. Im Spezi-
ellen ging es hier um die besseren Ergebnisse, bedingt durch den Wechsel in einen neuen Ver-
gleichstyp und der bisher zu wenig gewürdigte stabile zweite Platz in der SGB II-Quote.  
Ebenso wurde im Job-Center-Bericht positiv auf die überdurchschnittlich hohe und zudem stabile 
Nachhaltigkeitsquote bei den Integrationen verwiesen. Von Ausschussmitgliedern wurde daraufhin 
nachgefragt, dass nicht nur diese positive Wertung im Widerspruch zu Ihrer seinerzeitigen Aussa-
ge vom Juli letzten Jahres stehe.  
Damit Sie sich objektiv ein Bild über unsere Diskussion machen können, übersende ich Ihnen die-
sen Sachstandsbericht und verweise insbesondere auf die Seite 4, die Seiten 6 bis 8 sowie die am 
Ende beigefügte Anlage 2. Des Weiteren übersende ich Ihnen den Protokollvermerk aus dieser 
Sitzung.  
Sehr geehrter Herr Schumacher, im Hinblick auf unsere Beschlussfassung am 27. März 2014 wäre 
ich Ihnen außerordentlich dankbar, wenn Sie uns eine aktuelle Einschätzung zur Integrationsarbeit 
2013 aus Sicht des Ministeriums geben könnten, die sich nach meiner Einschätzung nicht nur aus 
dem Kennzahlenvergleich abbilden lässt.  

Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Siegfried Balleis 
Oberbürgermeister  

II. Kopie Referat II zum Vorgang.  
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II/20 Referat für Wirtschaft und Finanzen 

Abteilung Haushalt 
II/295/2014 

 
Auflagenerfüllung aus der Haushaltsgenehmigung 2013 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 09.04.2014 Ö Kenntnisnahme  

Stadtrat 10.04.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
 

1. HFPA: 
Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss nimmt von der Vorlage Kenntnis. 

2. Stadtrat: 
Die im Rahmen des Haushaltsbeschlusses vom 09.01.2014 bereits beschlossenen Haus-
haltsansätze werden durch die Liste „ Verbesserungen der Haushaltsansätze 2014 gegen-
über der Finanzplanung 2014 auf der Basis des Haushaltes 2013“ explizit als Haushalts-
konsolidierungsmaß-nahmen ausgewiesen und gegenüber der Regierung von Mittelfranken 
als Rechtsaufsichtsbehörde bestätigt. 

 
 
 

II. Begründung 
 
Der vom Stadtrat beschlossene Haushalt 2013 sieht bei einer Entschuldung von 500.000 Euro 
eine Kreditaufnahme von 4.916.000 Euro vor. 

Trotz dieser erfreulichen Tatsache genehmigte die Regierung von Mittelfranken mit Bescheid vom 
05.06.2013 die für 2013 eingeplanten Kreditaufnahmen nur mit der gewichtigen Auflage, im Rah-
men einer Globalkonsolidierung in den Haushaltsjahren 2013 bis 2015 insgesamt 18,0 Mio. Euro 
an Einsparungen und / oder Ertragsverbesserungen zu erbringen. Es wurde aufgegeben, die ein-
zelnen Maßnahmen in Listenform mit Zuordnung zu den Teilhaushalten darzustellen und hierzu 
entsprechende Beschlüsse des Stadtrates vorzulegen. 

Eine entsprechende Auflistung für das Haushaltsjahr 2014 wurde der Regierung am 14.03.2014 
zugeleitet. Auf einen gesonderten Beschluss wurde verzichtet, da aus Sicht des Finanzreferates 
der (Global-)Beschluss über die Haushaltssatzung als ausreichend erachtet wurde.  

Die Rechtsaufsicht besteht allerdings darauf, die gegenüber der Finanzplanung 2014 als Ganzes, 
also die Konsolidierungsmaßnahmen einschließend, im Haushalt 2013 vorgenommenen Kür-
zungsmaßnahmen ausdrücklich beschlussmäßig zu hinterlegen, um einen gemeinsamen Haus-
haltskonsolidierungsprozess von Verwaltung und Stadtrat in Gang zu setzen. 

Die Liste „ Verbesserungen der Haushaltsansätze 2014 gegenüber der Finanzplanung 2014 auf 
der Basis des Haushaltes 2013“ ist daher gesondert zu beschließen. Die Ansätze in dem am 
09.01.2014 beschlossenen Haushalt werden dadurch nicht verändert. 
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Anlage: Liste „Verbesserungen der Haushaltsansätze 2014 gegenüber der Finanzplanung 
2014 auf der Basis des Haushaltes 2013“  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II/20 Referat für Wirtschaft und Finanzen 

Abteilung Haushalt 
II/296/2014 

 
Haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 28 KommHV-Doppik 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 09.04.2014 Ö Kenntnisnahme  

Stadtrat 10.04.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 

1. HFPA: 
Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss nimmt von der Vorlage Kenntnis. 

2. Stadtrat: 
Die Kämmerei wird beauftragt, die in der Anlage „Haushaltswirtschaftliche Sperren gemäß 
§ 28 KommHV-Doppik –Verwaltungstätigkeit“ aufgelisteten Sperren in Höhe von insgesamt 
5.130.200 Euro zur Reduzierung des geplanten negativen Jahresergebnisses 2014 i. H. v. 
19.308.100 Euro (Gesamtergebnishaushalt) und der geplanten Kreditaufnahme von 
13.446.000 Euro umzusetzen.  

3. Die in der Anlage „Haushaltswirtschaftliche Sperren gemäß § 28 KommHV-Doppik -
Investitionstätigkeit“ aufgelisteten Sperren in Höhe von insgesamt 5.460.000 Mio. Euro zur 
Reduzierung der geplanten Kreditaufnahme sind einzurichten. 

 
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Mit Schreiben vom 27.03.2014 teilt die Regierung von Mittelfranken mit, die Prüfung des Haus-
halts der Stadt Erlangen solange zurückzustellen, bis die Auflagen aus dem Genehmigungs-
verfahren zum Haushalt 2013 erfüllt sind. 
 
In diesem Zusammenhang wird nach einer ersten Durchsicht des Haushaltsplanes der Stadt 
Erlangen bereits darauf hingewiesen, dass hinsichtlich der Genehmigungsfähigkeit der vorge-
sehenen Kreditermächtigungen erhebliche Bedenken bestehen. Außerdem wird gefordert, den 
ungewissen Gewerbesteuer–Sondertatbestand mit einer Liquidität von 16,1 Mio. Euro (statt nur 
8,1 Mio. Euro) zu hinterlegen. 
 
Es sind daher Maßnahmen zu ergreifen um eine Genehmigungsfähigkeit des Haushalts zu er-
reichen. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Der Gesamtergebnishaushalt 2014 weist im Haushaltsbeschluss vom 9.1.2014 ein negatives 
Jahresergebnis von 19.308.100 Euro aus. Der Haushaltsausgleich ist um diesen Betrag nicht 
gewährleistet. 
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Im Gesamtfinanzhaushalt besteht eine Deckungslücke (Finanzierungsmittelfehlbetrag = Saldo 
aus Verwaltungs- und Investitionstätigkeit) von 19.502.000 Euro, die in der Planung durch eine 
Nettoneuverschuldung von 8.429.000 Euro und durch den Einsatz vorhandener ungebundener 
Liquidität i. H. v. 11.073.000 Euro geschlossen werden sollte.  
 
Der Haushalt 2014 erscheint unter Berücksichtigung des Regierungsschreibens vom 
27.03.2014 aus der Sicht der Kämmerei genehmigungsfähig, wenn keine Kreditaufnahmen 
vorgesehen wären.  

 
 
Dieses Ziel ist nur durch die Einrichtung von Haushaltssperren zu erreichen. 
 
Die Erfahrungen aus der Haushaltsgenehmigung 2013 (geplante Entschuldung 500.000 Euro) 
haben aber gezeigt, dass der Regierung eine Kreditaufnahme unterhalb der Neuverschul-
dungsgrenze eventuell immer noch zu wenig sein könnte und dass trotzdem wieder mit weite-
ren Auflagen zu rechnen wäre, da die Rechtsaufsicht nachdrücklich einen gemeinsamen 
Haushaltskonsolidierungsprozess von Verwaltung und Stadtrat in Gang setzen möchte.  
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Um möglichst eine Genehmigungsfähigkeit zu erzielen sind die in den Anlagen aufgeführten 
Haushaltssperren in der vorgeschlagenen Höhe erforderlich. 
 
Bei einer positiven Beschlussfassung ergäben sich unter Berücksichtigung von Mehrerträgen 
folgende Auswirkungen für: 
 
Die Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (- genehmi-
gungspflichtig -) 
 
Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen – Stand: 09.01.2014 

13.446.000 Euro 

         abzüglich:  
voraussichtliche Mehr-Einzahlungen (GewSt.) -2.855.800 Euro 
Haushaltswirtschaftliche Sperre gem. § 28 KommHV-Doppik - 
Verwaltungstätigkeit 

-5.130.200 Euro 

Haushaltswirtschaftliche Sperre gem. § 28 KommHV-Doppik – 
Investitionstätigkeit 

-5.460.000 Euro 

Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen – Stand: 03.04.2014 

0 

 
 
 
 
Auswirkungen auf den Gesamtfinanzhaushalt 
 
Finanzierungsmittelfehlbetrag -19.502.000 Euro 
Saldo Finanzierungstätigkeit/Entschuldung -5.017.000 Euro 
Finanzmittelfehlbetrag -24.519.000 Euro 
Deckung  
Liquidität 11.073.000 Euro 
Voraussichtliche Mehr-Einzahlungen 2.855.800 Euro 
Sperren 10.590.200 Euro 
Summe 24.519.000 Euro 
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Auswirkungen auf die Liquidität 
Die Liquiditätsbetrachtung bleibt wie im beschlossenen Haushaltsplan dargestellt unverändert. 
Für den Gewerbesteuer-Sondertatbestand bleibt es bei einer hinterlegten Liquidität von 
8.100.640 Euro.  
 
Anfangsbestand an Finanzmitteln am 01.01.2014 27.573.640 Euro 
         abzüglich  
Finanzmittelfehlbetrag  -11.073.000 Euro 
        abzüglich gebundener Beträge:  
Haushaltausgabereste -3.400.000 Euro 
Rückstellungen für Lieferungen und Leistungen -5.000.000 Euro 
Rücklage für Gewerbesteuer-Sondertatbestand einschl. Verzin-
sung und zurückzuzahlende Nachforderungszinsen 

-8.100.640 Euro 

voraussichtlicher Endbestand an ungebundenen Finanzmit-
teln am 31.12.2014 

0 Euro 

 
 
Auswirkungen für den Gesamtergebnishaushalt 
 
Jahresergebnis – Fehlbetrag (Stand 9.1.2014) -19.308.100 Euro 
Voraussichtliche Mehrerträge (GewSt – Stand 31.3.2014) 2.395.800 Euro 
Voraussichtliche nicht zahlungswirksame Mehrerträge -
geschätzt 

9.000.000 Euro 

Haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 28 KommHV-Doppik - 
Verwaltungstätigkeit 

5.130.200 Euro 

Geplantes Jahresergebnis zum 31.12.2014 (neu) - Fehlbe-
trag 

-2.782.100 Euro 

 
 
 
 

 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 Haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 28 KommHV-Doppik Verwaltungstätig-
keit 
Anlage 2 Haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 28 KommHV-Doppik Investitionstätigkeit
  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 28 KommHV - Doppik - Verwaltungstätigkeit

A. Budgetsperren - 5% der Gesamtaufwendungen

Amt/Abt. Plan Aufwand 2014 Mittelsperre 5 % Aufwendungen nach 

Mittelsperre

11 Personal- und Organisationsamt 689.700 -34.400 655.300

13 Bürgermeister- und Presseamt 690.200 -34.500 655.700

14 Rechnungsprüfungsamt 16.500 -800 15.700

15 I/GSt - Gleichstellungsstelle 13.100 -600 12.500

16 PR - Personalrat 9.100 -400 8.700

17 eGov - eGovernment-Center 100.300 -5.000 95.300

20 Stadtkämmerei 296.000 -14.800 281.200

23 Liegenschaftsamt 448.700 -22.400 426.300

30 Amt für Recht und Statistik 92.600 -4.600 88.000

31 Amt für Umweltschutz u. Energiefragen 241.400 -12.000 229.400

32 Ordnungs- und Straßenverkehrsamt 674.000 -33.700 640.300

33 Bürgeramt 853.000 -42.600 810.400

34 Standesamt 51.000 -2.500 48.500

37 Amt für Brand- und Katastrophenschutz 511.300 -25.500 485.800

39 Amt für Veterinärwesen u. Verbraucherschutz 29.900 -1.400 28.500

40 Schulverwaltungsamt 6.409.700 -320.400 6.089.300

41 Kulturamt 2.359.800 -117.900 2.241.900

42 Stadtbücherei 283.000 -14.100 268.900

43 Volkshochschule 1.486.000 -74.300 1.411.700

44 Theater 2.440.000 -122.000 2.318.000

451 Stadtarchiv 143.200 -7.100 136.100

461 Stadtmuseum 190.100 -9.500 180.600

471 KPB  - Kulturprojektbüro 919.600 -45.900 873.700

61 Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung 659.600 -32.900 626.700

63 Bauaufsichtsamt 26.000 -1.300 24.700

66 Tiefbauamt 5.180.200 -259.000 4.921.200

Summe

ohne die Ämter 50,51,52 und 24

24.814.000 -1.239.600 23.574.400

B. Abweichende Budgetsperren

Amt/Abt. Plan Aufwand 2014 Mittelsperre Aufwendungen nach 

Mittelsperre

50 Amt für Soziales, Arbeit und Wohnen 42.680.300 -500.000 42.180.300

51 Stadtjugendamt 34.992.400 -500.000 34.492.400

52 Sportamt  812.500 -40.600 771.900

Summe ohne GME 103.299.200 -2.280.200 101.019.000

24 GME - Amt für Gebäudemanagement 17.842.900 -2.300.000 15.542.900

Summe 121.142.100 -4.580.200 116.561.900

C. Weitere Sperren

Amt/Abt. Plan Aufwand 2014 Mittelsperre Aufwendungen nach 

Mittelsperre

EB 77 Betriebskostenzuschusses an den EB 77 8.550.000 -200.000 8.350.000

Amt 11 Kosten des Stellenplanes 2014 -netto-

E:163.600 Euro - A: 909.500 Euro

745.900 -350.000 395.900

Summe 130.438.000 -5.130.200 125.307.800
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Stadt Erlangen 07.04.2014

IP-Nr. Beschreibung HH-Reste aus 

2012

Ansatz 2013 Gesamtmittel 

2013:

Plan lfd. 

Jahr 2014
Sperren Konsequenz VE`s für 

2015ff

Plan 2015 Plan 2016 Plan 2017 Merkposten Gesamtsumme  

bis Merkposten
 

217 Produktgruppe Gymnasien
217A.403 Marie-Therese-Gymnasium  Baumaßnahme 

Sporthalle

-30.000 -30.000 -170.000 -170.000 Planungsstopp -100.000 -1.000.000 -2.165.000 -300.000 -3.665.000,00

Summe Auszahlungen 0,00 -30.000 -30.000 -170.000 -170.000 -100.000 -1.000.000 -2.165.000 -300.000 0 -3.665.000,00

231 Produktgruppe Berufsbildende Schulen

231A.401 Berufsschule  Generalsanierung -30.000,00 -30.000 -100.000 -100.000 Planungsstopp -200.000 -8.185.000 -8.515.000,00

Summe Auszahlungen -30.000,00 0 -30.000 -100.000 -100.000 0 0 0 -200.000 -8.185.000 -8.515.000,00

251 Produktgruppe Wissenschaft und Forschung

251M.350 Einrichtung-Museumsquartier -100.000 -100.000 keine -900.000 -1.000.000,00

Summe Auszahlungen 0,00 0 0 -100.000 -100.000 0 0 0 0 -900.000 -1.000.000,00

331 Produktgruppe Förderung von Trägern der 
Wohlfahrtspflege

331.882 Baukostenzuschuss an Altenheimträger -60.000,00 -40.000 -100.000 -40.000 -40.000 keine -15.000 -20.000 -175.000,00

Summe Auszahlungen -60.000,00 -40.000 -100.000 -40.000 -40.000 0 -15.000 -20.000 0 0 -175.000,00

365 Produktgruppe Tageseinrichtungen für Kinder

365C.404 Hort Reinigerstr.,Generalsanierung u. Erweiterung -100.000 -100.000 Planungsstopp -300.000 -700.000 -900.000 -1.700.000,00

365D.880 Zuschüsse KiTaEinrichtungen (Freie Träger) -3.802.978,88 -3.600.000 -7.402.979 -3.700.000 -500.000 Verzögerung 

Zuschussauszahlung
-2.000.000 -2.340.000 -2.340.000 -2.000.000 -633.000 -25.820.841,41

365E.401 Ersatzbau f. Lernstube Villa, Baumaßnahme -100.000 -100.000 -50.000 -50.000 Planungsstopp -200.000 -800.000 -1.200.000 -200.000 -2.350.000,00

Summe Auszahlungen -3.802.978,88 -3.700.000 -7.502.979 -3.850.000 -650.000 -2.500.000 -3.840.000 -4.440.000 -2.200.000 -633.000 -29.870.841,41

366 Produktgruppe Einrichtungen der 
Jugendarbeit

366C.404 Generalsanierung Frankenhof-1.BA-m.Sing-

u.Musikschule

-264.275,89 -264.276 -250.000 -150.000 Planungsverzögerung

VE: 150`T für 2015
-14.450.000 -14.964.275,89

Summe Auszahlungen -264.275,89 0 -264.276 -250.000 -150.000 0 0 0 0 -14.450.000 -14.964.275,89

421 Produktgruppe Sportförderung
421.880 TV Vital', Baukostenzuschuss -50.000 -50.000 -50.000 -20.000 Verzögerung 

Zuschussauszahlung
-50.000 -50.000 -50.000 -7.900 -257.900,00

421.881 Förderung d. Sportstättenbaus -90.000 -90.000 -100.000 -50.000 Verzögerung 

Zuschussauszahlung
-100.000 -100.000 -100.000 -100.000 -590.000,00

421.886 Baukostenzuschuss SVT -100.000 -100.000 -100.000 -100.000 Verzögerung 

Zuschussauszahlung
-40.000 -40.000 -40.000 -20.000 -340.000,00

Summe Auszahlungen 0,00 -240.000 -240.000 -250.000 -170.000 0 -190.000 -190.000 -190.000 -127.900 -1.187.900,00

 Hauswirtschaftliche Sperren gemäß § 28 -KommHV-Doppik-  im beschlossenen Haushaltspan 2014
Ö

  11.7
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Stadt Erlangen 07.04.2014

IP-Nr. Beschreibung HH-Reste aus 

2012

Ansatz 2013 Gesamtmittel 

2013:

Plan lfd. 

Jahr 2014
Sperren Konsequenz VE`s für 

2015ff

Plan 2015 Plan 2016 Plan 2017 Merkposten Gesamtsumme  

bis Merkposten

424 Produktgruppe Bereitstellung und Betrieb 
eigener Sporteinrichtungen

424.401 Baumaßnahme Freibad West (EStW) -290.638,11 -290.638 -3.000.000 -1.500.000 keine -3.300.000 -2.000.000 -8.590.638,11

424F.400 Neubau Sporthalle, Hartmannstr. -200.000 -200.000 -300.000 -250.000 keine -1.000.000 -5.000.000 -4.000.000 -500.000 -10.000.000,00

Summe Auszahlungen -290.638,11 -200.000 -490.638 -3.300.000 -1.750.000 -1.000.000 -8.300.000 -6.000.000 0 -500.000 -18.590.638,11

511 Produktgruppe Räumliche Planungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen

511.320 Grunderwerb E-West II -952.000,00 -6.120.000 -7.072.000 -4.440.000 -240.000 Geringe Erwerbs-

verzögerung
-1.300.000 -1.383.000 -14.195.000,00

Summe Auszahlungen -952.000,00 -6.120.000 -7.072.000 -4.440.000 -240.000 0 -1.300.000 -1.383.000 0 0 -14.195.000,00

541 Produktgruppe Gemeindestraßen
541.132 Bismarck-/Schillerstr. zw.Hindenburg-u.Löwenichstr -100.000 -100.000 -50.000 -25.000 Planungsverzögerung -830.000 -660.000 -170.000 -1.810.000,00

541.144 Adenauerring Süd u. Nord m.Ringschluss, Bau -115.987,43 -30.000 -145.987 -1.050.000 -300.000 Bauverzögerung

VE: 300`T für 2015

-450.000 -450.000 -270.000 -1.915.987,43

541.149 Querung Weinstr./Franzosenweg -100.000 -100.000 Planungsstopp -100.000,00

541.400 Ortsumgehung Eltersdorf -150.000 -150.000 -170.000 -150.000 Planungsverzögerung -30.000 -30.000 -788.000 -6.000.000 -7.168.000,00

541.407 Ausbau Memelstr. zw.Nürnberger u. Zeppelinstr. -15.000 -15.000 Planungsstopp -390.000 -405.000,00

541.408 Kreuzung Frauenau.Str./Gundstr./Am Hafen -30.000 -30.000 Planungsstopp -780.000 -810.000,00

541.803 Sanierungsprogramm Brücken -180.650,96 -660.000 -840.651 -850.000 -350.000 Planungsstopp

(Einzelmaßnahmen)

-340.000 -376.000 -344.000 -953.000 -3.703.650,96

541.922 Büchenb. Damm,Fahrbahnerneuerung u. 

Schutzplanken

-350.000 -350.000 Planungsstopp -1.200.000 -750.000 -2.300.000,00

Summe Auszahlungen -296.638,39 -940.000 -1.236.638 -2.615.000 -1.320.000 -450.000 -3.240.000 -2.086.000 -1.302.000 -7.733.000 -18.212.638,39

Gemeinedestraßen "Aktive Zentren"
541S.70 Bismarckstraße, Ausbau -80.000 -80.000 -20.000 -20.000 Wettbewerb kann 

aus Restmitteln 

2013 finanziert 

-620.000 -920.000 -1.640.000,00

Summe Auszahlungen 0,00 -80.000 -80.000 -20.000 -20.000 0 0 -620.000 -920.000 0 -1.640.000,00

547 Produktgruppe Öffentlicher Personen-
Nahverkehr

547.400 Planungs- und Baukosten Stadtumlandbahn (StUB) -300.000 -300.000 -1.000.000 -750.000 Planungsverzögerung

VE: 750`T für 2015
-235.920.000 -237.220.000,00

Summe Auszahlungen 0,00 -300.000 -300.000 -1.000.000 -750.000 0 0 0 0 -235.920.000 -237.220.000,00

Gesamtvolumen des Investitionsprogrammes für 
den Planungszeitraum

Gesamtauszahlungen: -5.399.892,88 -10.630.000 -16.029.893 -16.135.000 -5.460.000 -4.050.000 -17.885.000 -16.904.000 -5.112.000 -268.448.900 -329.383.655,41
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Anlage 3             Auswirkungen „Haushaltswirtschaftliche Sperre“ auf die Besetzung der neu geschaffenen Stellen im Stellenplan 2014  

 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 Amt 24 

 VI 
2422055 

0,5 SB Kabel-
management 

A 8 8.400 

 
Besetzung 
zum 01.10. 

18.800 
(33.600) 

Neuschaffung: 
Organisatorische Prüfung bestätigt diesen Mehrbedarf. 
strukturierte IT-Grundverkabelung in Schulen 

 

8.400 

 VI 
2422090 

1,0 SB Versorgungs-
technik 

EG 11 16.000 

  
Besetzung 
zum 01.10. 

63.800 Neuschaffung: 
Sicherstellung der Betreiberverantwortung bei techni-
schen Einrichtungen in naturwissenschaftlichen Fach-
räumen und Mensen an Schulen. 

 

16.000 

 Amt 66 

 VI 
6621025 

1,0 SB Technik EG 9 14.200 

 
Besetzung 
zum 01.10. 

56.600 Neuschaffung: 
Steigende Fallzahlen sowie Kontrolle und Sanierung der 
fiskalischen Verkehrsflächen (Thematik Aufgrabungen).  

 

 

14.200 

 VI 
6631035 

1,0 SB Technik EG 11 16.000 

 
Besetzung 
zum 01.10. 

63.800 Neuschaffung: 
Instandhaltungsmaßnahmen Ingenieurbauwerke stark 
gestiegen; Umsetzung Sicherheitskonzept Bergkirch-
weihgelände im Ingenieurtiefbaubereich 

 

16.000 

Ö
  11.7

41/51



 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 Amt 13 

 
 

 

OBM 
1304035 

0,5 SB Verwaltung 
 

EG 6 Besetzung 
zum 

01.01.15 

21.500 Neuschaffung: 

 
Unterstützung SG 13-4 

 

 

10.800 

 Amt 33 

 III 
3303040 
 

0,5 Rentenberatung EG 5 Besetzung 
zum 

01.01.15 

19.300 Neuschaffung 

 

 
 

9.700 

 Amt 37 

 I 
3703510 

1,0 Truppführer/-mann A 8 16.800  

Besetzung 
zum 01.10 

37.600 
(67.200) 

Neuschaffung: 
Aktuelle Stellenbedarfsbemessung (u.a. Tages-
alarmierung der Freiwilligen Feuerwehren) bestätigt 
diesen Bedarf 

 

16.800 

 Amt 51 

 IV 
5100050 

1,0 

 

 

 

 

Koordinierungs-
stelle für Eltern- 
und Familienbil-
dung mit/und Ju-
gendhilfeplanung 

S 17 16.800 

  
Besetzung 
zum 01.10 

67.500 Neuschaffung: 
Notwendigkeit für die Stadt eine entsprechende Be-
standsaufnahme, Bedarfsanalyse und Konzeptionser-
stellung voran zu treiben. 

Refinanzierung: Laut Fachbereich erfolgt eine 50 % 
Kostenerstattung aus Landesmitteln. Mit Bewilligung der 
Planstelle ist das Sachmittelbudget auf der Ertragseite 
entsprechend zu erhöhen. 

16.800 
 
 
 
 
 
 
 
 

(- 8.300)  IV 
5100025 

-0,5 SB Sozialer Be-
reich 

S 17 -8.300 
 

-33.800 Stelleneinzug: 
Umsetzung des kw-Vermerkes kann zum Zeitpunkt der 
Stellenschaffung bzgl. Koordination Eltern- und  
Familienbildung erfolgen. 
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 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 IV 
511… 

 Mittagskraft EG 2 3.200 

  
Besetzung 
zum 01.10 

12.700 Erhöhung des Stundenkontingents in Höhe von 14 
Std.: 
Aufgrund rechtlicher Vorschriften hinsichtlich der Le-
bensmittelhygiene bedarf es dieser Ressource. 

 

3.200 

 IV 
5110170 

0,5 Qualitätsbegleiter 
in Einrichtungen 

S 15 8.200 

 
Besetzung 
zum 01.10 

32.500 Neuschaffung: 
Beitrag zur Qualitätssicherung gem. § 79a SGB VIII 

Refinanzierung: Laut Fachbereich erfolgt eine 90 % 
Kostenerstattung aus Landesmitteln. Mit Bewilligung der 
Planstelle ist das Sachmittelbudget auf der Ertragseite 
entsprechend zu erhöhen. 

8.200 

 IV 
5110150 

1,0 SB Verwaltung A 11 20.000 

 
Besetzung 
zum 01.10 

44.800 
(80.000) 

Neuschaffung: 
Organisatorische Prüfung im Bereich der Bauherren-
funktion bei Neu-, Umbauten und Generalsanierungen 
bestätigt diesen Bedarf (bei einem Teil der Bauprojekte 
ist zur Zeit nicht der Fachbereich steuernd tätig, was die 
zeitliche Umsetzung anbetrifft, sondern kann nur  
reagieren).  

 

 

20.000 

 IV 
5110160 

0,5 Systembetreuung A 11 5.000  

  

Besetzung 
zum 01.10 

11.200 
(20.000) 

Neuschaffung in Höhe von 10 Std. –  
Stundensperre auf restliches Volumen: 
Organisatorische Prüfung bestätigt diesen Bedarf. Die 
Neuregelung und weitere Verfeinerung des Betriebskos-
tenförderrechts in Bayern machte die Beschaffung einer 
Fachsoftware erforderlich. 

 

5.000 

 IV 
5120322 

1,0 Qualitätsbegleiter 
in Einrichtungen 

S 15 16.300 

 

Besetzung 
zum 01.10 

65.000 Neuschaffung: 
Beitrag zur Qualitätssicherung gem. § 79a SGB VIII 

Refinanzierung: Laut Fachbereich erfolgt eine 90 % 
Kostenerstattung aus Landesmitteln. Mit Bewilligung der 
Planstelle ist das Sachmittelbudget auf der Ertragseite 
entsprechend zu erhöhen. 

16.300 
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 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 IV 
5120311 

0,5 SB Betriebskos-
tenzuschuss 

A 11 10.000 

Besetzung 
zum 01.10 

22.400 
(40.000) 

Neuschaffung: 
Organisatorische Prüfung bestätigt diesen Bedarf. Zu-
wachs an Plätzen bzw. Einrichtungen durch das Investi-
tionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung 2008 – 
2014“. 

 

10.000 

 IV 
5120220 

1,0 Systembetreuung A 11 15.000 

 
Besetzung 
zum 01.10 

33.600 
(60.000) 

Neuschaffung in Höhe von 30 Std. –  
Stundensperre auf restliches Volumen: 
Organisatorische Prüfung bestätigt diesen Bedarf. Die 
Neuregelung und weitere Verfeinerung des Betriebskos-
tenförderrechts in Bayern machte die Beschaffung einer 
Fachsoftware erforderlich. 

 

15.000 

 IV 
51E1100 

1,0 Jugend- und  
Familienberatung 

S 12 12.100  

Besetzung 
zum 01.10                                                                                                                             

48.300 Neuschaffung: 
Organisatorische Prüfung bestätigt aufgrund Fallzahlen-
steigerungen diesen Mehrbedarf. 

Refinanzierung:  Nach bisherigen Erfahrungswerten 
erfolgt eine Förderung aus Landesmitteln in Höhe von 
14.300 € für ein Jahr. Mit Bewilligung der Planstelle ist 
das Sachmittelbudget auf der Ertragseite entsprechend 
zu erhöhen. 

12.100 
 

 IV 
51E1070 

0,5 Verwaltungs-
assistenz 

EG 5 4.900 

 

Besetzung 
zum 01.10                                                                                                                             

19.300 Neuschaffung: 
Organisatorische Prüfung bestätigt diesen Mehrbedarf 
(Erweiterung der Fachkraftstellen; kontinuerliche Zu-
nahme der Fallzahlen in der Familienberatung; Erwei-
terung des Beratungsangebotes vor allem im Bereich 
von Kursen und Gruppenarbeit mit ensprechenden Ver-
waltungs- und Vorbereitungsarbeiten). 

 

4.900 

 
 

 

IV 
5120311 

0,5 SB Betriebskos-
tenzuschuss und 
Belegprüfung 

A 11 10.000  

Besetzung 
zum 01.10                                                                                                                             

22.400 
(40.000) 

Neuschaffung: 
Durch neue Gesetzesverpflichtung (Stichwort: Beleg-
prüfungen) ist dieser Mehrbedarf erforderlich. 

 

10.000 
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 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 IV 
5115002 

0,5 Offene Jugendso-
zialarbeit  
Springer/in 

S 12 Besetzung 
zum 

01.01.15 

24.200 Neuschaffung: 
Zur Vertretung, wenn ein/eine Mitarbeiter/Mitarbeiterin 
ausfällt 

 

12.100 

 
 

 

IV 
5116041 

0,5 Chance 8,9 plus S 12 6.100  

 

Besetzung 
zum 01.10 

24.200 Neuschaffung (nicht Wegfall kw-Vermerk): 
Integration in den Arbeitsmarkt in Bruck und Anger ent-
fielen. Ergänzung zur Kompetenzagentur. 

Ab 2014 keine Refinanzierung, Zuschuss entfällt 

 

6.100 

 Amt 41 

 IV 
4130105 

0,5 SB Sozialer Be-
reich 

S 11 4.400   

Besetzung 
zum 01.10 

17.300 Neuschaffung in Höhe von 15 Std. -  
Stundensperre auf restliches Volumen: 
Für die Optimierung der Belegungsplanung und Betreu-
ung von soziokulturell genutzten Räumen/Flächen be-
darf es dieser personellen Ressource.  

 

4.400 

 IV 
4120035 

0,5 SB Kinderkultur-
büro 

EG 5 Besetzung 
zum 

01.01.15 

19.300 Neuschaffung: 
Notwendig aufgrund sehr hohem Aufgabenvolumens 
und fehlender Vertretung 

 

9.700 

 Amt 42 

 IV 
4200070 

0,5 Bibliothekar/in EG 9 Besetzung 
zum 

01.01.15 

28.300 Neuschaffung: 

Anmerkung:  
Organisationsuntersuchung 2014 

14.200 
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 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 KPB 

 

 

IV 
4700195 

1,0 SB Kulturveran-
staltungen 

EG 9 Besetzung 
zum 

01.01.15 

56.600 Neuschaffung: 
Sicherung Projekte, Personalausstattung 

28.300 

 Amt 50 

 
 

 

V 
5022070 

0,5 SB Verwaltung ÊG 8 5.700  

 

Besetzung 
zum 01.10 

22.800 Neuschaffung mit kw-Vermerk zum 31.12.2015: 
Aktuelle Stellenbedarfsbemessung bestätigt u.a. auf-
grund zu erwartender Fallsteigerungen beim Vollzug des 
Asylbewerberleistungsgesetzes diesen Personalmehr-
bedarf. 

 

5.700 

 Amt 40 

 I 
4002015 

0,5 SB Verwaltung EG 9 7.100    
Besetzung 
zum 01.10 

28.300 Neuschaffung: 
Zur IT-Koordination für den Schulbereich notwendig. 

 

7.100 

 

Amt 52 

 I 
5201065 

0,5 BIG + GESTALT S 11 5.700     
 

Besetzung 
zum 01.10 

22.500 Neuschaffung: 
Fortführung BIG in gleicher Qualität und Quantität und 
Weiterführung GESTALT 

5.700 

 I 
5202155 

0,5 Objektauf-
sicht/Springer 

EG 4 Besetzung 
zum 

01.01.15 

20.000  
Neuschaffung: 

Geländeaufsicht am Dechsendorfer Weiher in der 
Sommersaison bzw. Hausverwalterspringer in der Win-
tersaison 

10.000 
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 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 I 
5201062 

0,5 Verwaltung A 7 Besetzung 
zum 

01.01.15 

16.300 
(29.200) 

Neuschaffung: 

 
Verwaltungskraft zur Bewältigung der anfallenden Ar-
beit. Fürsorgepflicht als Arbeitgeber – hohe Arbeitsbe-
lastung und Dauererkrankung. 

14.600 

 Amt 31 

 III 
3102028 

0,5 SB Technik EG 10 7.000 

Besetzung 
zum 01.10 

27.700 Neuschaffung: 
Hohe Arbeitsbelastung im Immissionsschutz, gesetzli-
chen Überwachungspflichten kann ohne diese Neu-
schaffung nicht nachgekommen werden. 

 

7.000 

 III 
3101025 

0,5 Fachkraft für  
Naturschutz 

A 11 10.000     

Besetzung 
zum 01.10 

22.400 
(40.000) 

Neuschaffung: 

 
Neue gesetzliche Vorgaben im Naturschutzrecht sowie 
die Erkenntnisse aus der aktuellen Biotop- und Arten-
schutzkartierung führen zu erheblicher Zunahme von 
Fällen, in denen die naturschutzrechtliche Relevanz zu 
prüfen ist.  
Gleichzeitig führt die Verlagerung von Zuständigkeiten 
durch die höhere Naturschutzbehörde im Bereich Arten-
schutz und die teilweise starke Zunahme der  
betroffenen Populationen (insb. Biber) zu steigendem 
Arbeitsanfall. 

 

10.000 

47/51



 Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Einsparung 2014 in € 

 IIII 
3104020 

0,5 SB Technik EG 11 4.100     

Besetzung 
zum 01.10 

16.400 Neuschaffung in Höhe von 10 Std. -  
Stundensperre auf restliches Volumen: 

 
Einführung neuer gesetzlicher Überwachungspflichten 
bei Erzeugern gefährlicher Abfälle  Diesen kann auf-
grund der knappen personellen Ausstattung im Bereich 
Abfall/Bodenschutz/Altlasten (derzeit 0,5-Stellen-
volumen vorhanden) nicht, auch nicht in Form von 
Stichpunkt- und Anlassüberwachungen, nachgekommen 
werden.  

 

4.100 

Amt 61 

 VI 
6112040 

0,5 SB Technik A 11 10.000     

Besetzung 
zum 01.10 

22.400 
(40.000) 

Neuschaffung: 
Organisationsprüfung bestätigt diesen Bedarf. 

 

10.000 

 

 

 

           Gesamtsumme:           354.100 €  
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/50/VOA T.2249 Herr Otto Vierheilig 50/158/2014 
 
Erhebung einer Klage zum LSG Bayern gegen das BMAS wegen Verweigerung 
einer Verwaltungskostenerstattung für das Jobcenter Erlangen in Höhe von 
169.881,57 € im Dezember 2013 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 09.04.2014 Ö Gutachten  

Stadtrat 10.04.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der vom SGA in seiner Sitzung am 26.03.2014 einstimmig empfohlenen Klageerhebung wird zu-
gestimmt.  
 
 

II. Begründung 
 
Im Dezember 2013 hat der Bund gegenüber der Stadt Erlangen die Erstattung von Verwaltungs-
kosten des Jobcenters Erlangen in Höhe von 169.881,57 € für das Jahr 2013 verweigert – nicht 
etwa, weil diese Kosten nicht angefallen wären oder weil diese Kosten nicht hätten abgerechnet 
werden dürfen. Der Grund für diese „Strafaktion“ des Bundes liegt vielmehr darin, dass der Bund 
glaubt in den Abrechnungen aus den Jahren 2010 und 2011 sei von der Stadt eine Summe von 
52.647,11 € zu viel abgerechnet worden, die der Bund jetzt zurückgezahlt haben möchte. Um die 
Rückzahlung dieser 52.647,11 € zu erzwingen wird der Stadt im Rahmen einer „Strafaktion“ ein-
fach der dreifache Betrag vorenthalten. 

 

Gemäß den maßgebenden Abrechnungsregeln der KoA-VV ist eine solche Sanktion – sowohl 
nach Meinung der Stadt Erlangen, wie auch nach Meinung der kommunalen Spitzenverbände – 
nicht zulässig zur Erzwingung vermeintlicher Rückforderungen aus früheren Haushaltsjahren. Der 
SGA hat deshalb in seiner Sitzung vom 26.03.2014 einstimmig beschlossen, dass gegen diese 
unberechtigte Sanktion Klage zum zuständigen Landessozialgericht eingereicht wird. Da es sich 
um die Einleitung eines Aktivprozesses mit einem Streitwert von 169.881,57 € handelt, ist nach §3 
Ziffer 7 der Geschäftsordnung für den Stadtrat hierzu eine Beschlussfassung im Stadtrat erforder-
lich. 

 

Zum Hintergrund: Nach unserer Kenntnis handelt es sich hier um den bundesweit ersten Fall, in 
dem das BMAS zu einer solchen Sanktion greift, die sowohl nach Auffassung der Stadt als auch 
nach Auffassung des Deutschen Städtetages und des Deutschen Landkreistages rechtlich nicht 
zulässig ist. Die beabsichtigte Klage wird deshalb in Abstimmung und mit Unterstützung der kom-
munalen Spitzenverbände eingereicht. 

 

Der vom Bund geltend gemachte Abrechnungsfehler aus den Jahresabschlüssen 2010 und 2011 
in Höhe von 52.647,11 € liegt nach unserer festen Überzeugung nicht vor. Die abweichende Auf-
fassung des BMAS beruht auf einer neuerdings geänderten, wesentlich engeren Auslegung der 
Abrechnungsregeln durch das BMAS. Mit dieser neuen und wesentlich engeren Auslegung würde 
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die bisherige, jahrelang und bundesweit einvernehmlich praktizierte Abrechnung der Verwaltungs-
kosten von Jobcentern aus den Angeln gehoben werden – die bisher einigermaßen auskömmliche 
Finanzierung der Verwaltungskosten von Jobcentern würde deutlich reduziert werden. Diese neue, 
engere Auslegung der KoA-VV möchte das BMAS jetzt gegen die Stadt Erlangen durch Verhän-
gung dieser Sanktion erzwingen, um allen Jobcentern gegenüber Fakten zu schaffen. Die Position 
der Stadt Erlangen wird deshalb auch in diesem Punkt von den kommunalen Spitzenverbänden 
unterstützt. 

 

Aus prozessualen Gründen wird sich die jetzt einzureichende Klage der Stadt Erlangen aber nur 
gegen die Verhängung der unseres Erachtens rechtswidrigen Sanktion (Vorenthaltung einer Ver-
waltungskostenerstattung über 169.881,57 € im Dezember 2013) richten. 

 
 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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